Stellungnahme zur Aufgabenübertragung auf Notare hinsichtlich nachlassgerichtlicher Aufgaben
 
Aus der Sicht der Hamburgischen Rechtspfleger ist die Übertragung nachlassgerichtlicher Aufgaben auf Notare weder geboten noch sachlich erforderlich oder hilfreich.
 
Die Tatsache, dass das Nachlassgericht wirtschaftlich betrachtet eines der wenigen „gewinnbringenden profitcenter“ der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist, dürfte bekannt sein. Sie stellt möglicherweise einen Grund für den Wunsch der Notare auf Übernahme nachlassgerichtlicher Aufgaben dar und soll deshalb nur der Vollständigkeit halber erwähnt aber hier nicht weiter ausgeführt werden.
 
Es sollte bei den anstehenden Überlegungen die Bedeutung und das Ansehen der Gerichte als neutrale und verlässliche, hoheitlich handelnde Stellen zur (Auf)Bewahrung und Entscheidung in erbrechtlichen Belangen nicht unterschätzt werden. Die vermeintlich größere Bürgernähe der Notare stellt kein höher zu bewertendes Gegengewicht dar und ist darüber hinaus keineswegs als gesichert anzusehen. So werden mindestens 80% aller Ausschlagungserklärungen und Erbscheinsanträge – obwohl sie auch bei den Notaren möglich sind – beim Nachlassgericht abgegeben oder gestellt.
 
Eine Vereinigung weiterer Tätigkeiten aus dem Nachlassbereich „in einer Hand“ bei den Notaren erscheint nur auf den ersten Blick erstrebenswert. Abgesehen von den bereits im Bericht genannten rechtlichen und tatsächlichen Problemen spricht ganz wesentlich gegen eine weitere Übertragung, dass als Folge der geltenden gespaltenen Zuständigkeit eine gerichtliche Überprüfung der – auch von den Notaren gestellten – Erbscheinsanträge erfolgt, die nicht selten zu Beanstandungen Anlass gibt. 
Lediglich die Übertragung einiger – rein formaler oder materiellrechtlicher - Randgebiete der nachlassgerichtlichen Tätigkeit, deren Charakter dem Notariatswesen eher verbunden erscheinen, als dem Nachlassgericht, könnten nach hiesiger Auffassung problemlos auf die Notare übertragen werden. Eine weitere Übertragung lässt eine Qualitätsminderung befürchten. 
Veränderungen sind ein Zeichen von Flexibilität, trotzdem sind sie nicht schon deshalb sinnvoll, weil es Veränderungen sind.
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Die näheren Ausführungen und Antworten zu den in dem Bericht aufgeworfenen Fragen folgen in den Stellungnahmen zu den jeweils folgenden Themengebieten der nachlassgerichtlichen Tätigkeit:
1. Verwahrung letztwilliger Verfügungen beim Notar
2. Eröffnung letztwilliger Verfügungen durch die Notare
3. Übertragung des Erbscheinsverfahrens auf die Notare
4. Übertragung der Zuständigkeit für die Erteilung von 

    Testamentsvollstreckerzeugnissen auf die Notare

5. Übertragung der Zuständigkeit für die Bestellung von Nachlasspflegern und 

    Nachlassverwaltern auf die Notare
6. Aufnahme von Nachlassverzeichnissen durch die Notare

7. Konzentration der Zuständigkeit für die Nachlassauseinandersetzung bei den 

    Notaren
8. Verlagerung der Hauptkartei für Testamente bei dem Amtsgericht Schöneberg auf 

    die Bundesnotarkammer

9. Übertragung zusammenhängender nachlassgerichtlicher Aufgaben

10. Fragen, die im Zwischenbericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe nicht 
    problematisiert werden, die sich aber durch die geplante Übertragung unweigerlich 

    ergeben werden
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1. Verwahrung letztwilliger Verfügungen beim Notar:

Vorteile in der Übertragung dieser Aufgaben an die Notare werden nicht gesehen.

Das Argument, Notare seien nach Terminabsprache leichter zu erreichen als das Amtsgericht, ist gerade in Hamburg nicht zutreffend, wo die Nachlassgerichte stets innerhalb der Öffnungszeiten ohne Terminabsprache erreichbar sind – im Gegensatz zu den überlasteten Notaren.

Dass Hinterlegungsscheine im Anschluss an die Beurkundung durch die Notare ausgehändigt werden, erscheint utopisch, denn nach hiesigen Erfahrungen ist es den Notaren nicht einmal bei Beurkundung von Vollmachten oder der Unterschriftsbeglaubigung von Ausschlagungserklärungen möglich, die beurkundete bzw. beglaubigte Erklärung sogleich dem Bürger mitzugeben.

Das Argument, man müsse sich bei der Herausgabe des öffentlichen Testamentes aus der besonderen amtlichen Verwahrung nur an den „bereits bekannten Notar“ wenden, ist angesichts der oftmals langen Verwahrdauer der Testamente, einem Ortswechsel (Umzug) der Testatoren oder gar dem Ausscheiden des Notars aus Altersgründen, ggf. sogar der Auflösung des Notariats als solches, nicht haltbar. 

Eine persönliche Beziehung zu einem Notar dürfte in den seltensten Fällen bestehen („Hausnotar“).

Gerade auch die Herausgabe des Testamentes aus der besonderen amtlichen Verwahrung und das damit verbundenen Verfahren auf Prüfung der Testierfähigkeit ist manchmal angesichts des steigenden Alters der Testatoren nicht eben einfach. 


Der Vorstellung der Testatoren über die „einfache“ Rückgabe der letztwilligen Verfügung (und die Unkenntnis über die rechtliche Tragweite dieser Willenserklärung, die einem Testierakt entspricht) und unsere Erfahrung mit den Notaren und deren Prüfung der Testierfähigkeit bei Beurkundungen, lässt befürchten, dass der o.g. Schutzmechanismus zugunsten der Bürger Schaden nehmen könnte. Ein ausschließlich formalisiertes Verfahren ist die Rücknahme jedenfalls nicht.

Die vollständige Verwahrung sämtlicher Testamente (öffentlicher und privatschriftlicher) bei den Notaren erscheint nicht sachgerecht und schon gar nicht Kosten sparend, denn die Mittel, die die Gerichte derzeit in Form von Sicherungsmaßnahmen, Räumlichkeiten und Personalkosten dafür bereitstellen, müssten die Notare ebenfalls aufbringen. Die sich hieraus ergebenden Mehrkosten würden mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit in Form von Gebührenerhöhungen auf den Bürger umgelegt werden.

Warum die Verwahrung von Testamenten ausschließlich bei den Notaren erfolgen sollte (bei einem nach wie vor gerichtlichen Nachlassverfahren) dürfte den Bürgern wenig einleuchtend sein.
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Erst recht ist die Aufsplittung der Verwahrung (von öffentlichen Testamenten beim beurkundenden Notar und von privatschriftlichen Testamenten beim Amtsgericht) sowohl bei der Rücknahme als auch bei der Eröffnung ungleich zeitaufwändiger und problematischer. Dies gilt sowohl für den Bürger, als auch für das Gericht Für den Bürger ist die Aufsplittung u.U. auch kostenträchtiger.

In der Tat kann die Vermehrung der Zuständigkeiten für die amtliche Verwahrung zu einer größeren Fehlerquelle beim Auffinden von Testamenten führen. 

Schon jetzt ist die Beschaffung der nicht bei den Amtsgerichten hinterlegten Erbverträgen für das Eröffnungsverfahren oft ein Problem, wenn der Notar nicht mehr im Amt ist oder seinen Bezirk verlagert hat (Wo sitzt der Notar nunmehr? / Wer ist Notariatsverwalter bzw. –verweser? / Liegt der Erbvertrag bei der amtsgerichtlichen Verwaltung?).

Die vorgelegten Zahlen über die Kostendeckung der gerichtlichen Verwahrverfahren, die sicher auch problemlos auf Hamburg übertragen werden können, zeigen deutlich, dass Einnahmen in Einzelbereichen der Justiz erzielt werden können, die deutlich über den Kosten in diesen Bereichen liegen. 

Diese Einnahmequelle ohne zwingenden Grund und ohne Vorteile einfach aufzugeben, erscheint unverständlich.

Die Kosten der Justiz für die Verwahrung können sogar noch gesenkt werden, wenn – wie in Ausübung der Öffnungsklausel (§ 36b Abs. 1 Nr. 1 des Rechtspfleger​gesetzes) für Hamburg geplant - die volle Übertragung des Verwahrungsverfahrens auf den mittleren Dienst erfolgt.

Zu den gestellten Fragen im Zwischenbericht (Blatt 30/31):

1. Anteil der verwahrten Verfügungen von Todes wegen 


a) öffentliche Testamente: 70%


b) privatschriftliche Testamente: 30%


c) sonstige T.: 0%


d) Erbverträge: < 1%

2. die amtliche Verwahrung wird technisch im eigenen Gerichtsgebäude vollzogen, in Hamburg es gibt keine zentrale Einrichtung für mehrere Gerichte

3. Eine Rücknahme aus der amtl. Verw. erfolgt in weniger als 10% der Fälle.

4. Personaleinsparungspotentiale durch die Übertragung des Verwahrverfahrens können nicht erkannt werden. Rechtspfleger und Geschäftsstellenmitarbeiter benötigen je etwa 10-15 Minuten für das Rückgabeverfahren. Selbstverständlich werden die letztwilligen Verfügungen „sogleich“ den Testatoren ausgehändigt.
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5. Es können keine Kosteneinsparungen für die technische Verwahrung eintreten, wenn (bei getrennter Verwahrung von notariellen Testamenten beim Notar und von privatschriftlichen Testamenten bei den Nachlassgerichten) weiter privatschriftliche Testamente bei Gericht hinterlegt werden können. Durch die teilweise sehr langen Aufbewahrungszeiten der Testamente (50 Jahre und mehr!) sind die „technischen Voraussetzungen“ (Sicherungsmaßnahmen) für die Verwahrung weiterhin vorzuhalten, was aber kein kostenintensiver Bereich ist.

6. Verhältnis Einsparpotentiale / Wegfall der Verwahrgebühren: sehr ungünstig, denn die Gebühreneinnahmen sind ungleich höher als die Einsparmöglichkeiten.

7. Nein, die „flächendeckende Präsenz und die Geschäftszeiten“ der Notare bringen dem Bürger keine Vorteile – gerade in Hamburg dürfte durch die hohe Gerichtsdichte (Hamburg hat 8 Nachlassgerichte, die über die gesamte Fläche Hamburgs verteilt sind) und deren gute Erreichbarkeit eine sehr große Bürgernähe da sein.

8. Weitere Probleme würden bei der Verwahrung von Testamenten bei den Notarkammern gesehen: In diesem Fall müssten die Bürger entweder direkt zur Notarkammer gehen, was in Anbetracht der Anzahl der Notarkammern (1 pro Bundesland?) weniger bürgerfreundlich erscheint, als das jetzige Verfahren oder die Notare, welche das Rückgabeverfahren durchzuführen haben, müssten die Testamente erst bei den Kammern abfordern, was die Verfahrensdauer erheblich erhöht und somit die Gefahr des zwischenzeitlichen Todes der Testatoren birgt. Das Testament könnte in diesen Fällen nicht – wie jetzt – umgehend den Testatoren ausgehändigt werden. Bei zwischenzeitlichem Tode wäre möglicherweise ein Testament wirksam, welches nicht mehr dem letzten Willen des Testators entspricht, da dieser das Testament hätte zurücknehmen wollen, wozu es infolge der längeren Dauer des Rückgabeverfahrens nicht mehr gekommen ist. 
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2. Eröffnung letztwilliger Verfügungen durch die Notare

 

Im Nachlassverfahren ist die strenge Regelung und Beachtung der örtlichen und sachlichen Zuständigkeit von größter Bedeutung. Nur so kann gewährleistet werden, dass sämtliche einen Erbfall betreffenden Sachverhalte wirklich nur ausschließlich bei einer zuständigen Stelle konzentriert erfasst und bearbeitet werden.

 

Es dürfte problematisch sein, eine der seit Jahrzehnten bewährten und funktionierenden gesetzlichen Zuständigkeitsregelung für die Nachlassgerichte vergleichbare Regelung für Notare, die aufgrund von Tod, Ortswechsel u.ä. weniger statisch sind als ein Amtsgericht, zu schaffen. Schwierigkeiten und Probleme während einer Übergangszeit würden unweigerlich, wie stets, auftreten. Wer haftet dafür? Aus welchem Grund sollte dem Bürger dafür Verständnis abgerungen werden?

 

Die Gerichte haben langjährig bewährte und gesetzlich festgeschriebene Instrumentarien und Infrastrukturen, um die mit einer Testamentseröffnung verbundenen Aufgaben zu erfüllen: Zugang zu Registern, zu Gerichten, zu Ämtern (Standesamt, EMA etc.). All dies müsste für Notariate erst installiert und zugelassen werden. Aus datenschutzrechtlicher Perspektive dürften sich Probleme ergeben, so stehen etwa die Angestellten des Notars nicht unter einem Amtseid wie die Gerichtsbediensteten.

Die Eröffnung durch die Gerichte ist  somit aus mehreren Gründen wesentlich effektiver und bürgerfreundlicher als durch Notare.

Nicht zu unterschätzen ist auch die Bedeutung der Verlässlichkeit, des Vertrauens in Kontinuität und bewährte Praxis für gerade den Teil der rechtssuchenden Bevölkerung, die sich an das Nachlassgericht wendet. Naturgemäß handelt es sich hier häufig um ältere Menschen, die ihre Vermögensfragen abschließend geregelt wissen wollen, die ihre Familie versorgen wollen und denen Rechtsunsicherheit, die Gefahr von Verlust oder versehentlicher Nichteröffnung ihrer Testamente nicht zuzumuten ist. 

In der Praxis erlebt man immer wieder, dass der Bürger sich beim Nachlassgericht und seinem bewährten und tradierten Verfahren „aufgehoben“ fühlt.

Zu den gestellten Fragen im Zwischenbericht (Blatt 41/42):

1)    100%

2)   Nein, in Hamburg nicht. Im Allgemeinen müssen die Erben sich auch erst mal untereinander beraten. In NL-Sachen muss erstmal „Ruhe einkehren“.

3)     gehobener Dienst (Rechtspfleger) : ca. 15%; 

   mittlerer Dienst (Geschäftsstellen) : ca. 35 - 40% 

   

(beim Verwahrgericht Hamburg-Mitte: ca. 55%)
4)     genau wie heute etwa zu 50% 
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5)     Ja, auf jeden Fall: zeitliche Verzögerungen, Abstimmungsprobleme, mehr An- und Rückfragen. Vieles wird schon im Vorwege bei Aufnahme d. Eröffnungsantrages geklärt, besprochen, gefragt, was hinterher mühsam ergründet werden muss.
6) Als größtes und haftungsträchtigstes Problem wird die kleinteiligere Zuständigkeit gesehen, die gerade in NL-Sachen zu unkoordinierten Verfahren führen kann. Verbunden ist die Zuständigkeit der Notare für den Bürger mit einer Reihe von weiteren Nachteilen: Höhere Kosten, Schwellenangst, weiträumige Termine, unübersichtliche Zuständigkeiten, längeres Verfahren.

Aus Sicht der Gerichte besteht zu befürchten, dass es zumindest in einer langen Übergangszeit große Schwierigkeiten gibt, wirklich sämtliche letztwilligen Verfügungen eines Erblassers zusammenzuführen ( wo denn überhaupt, wenn es mehrere vorbefasste, mehrere zuständige Notare gibt?) und gemeinsam und gleichzeitig zu eröffnen. Soll es auch „Verwahr“- und „Eröffnungs“-notare geben?

Wenn es nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann, dass ein vorbefasster Notar, der das Testament einmal formuliert hat, auch anschließend bei der Eröffnung, Erbscheinsantrag und gar Erbscheinserteilung zuständig ist, sind Interessenkonflikte absehbar. Hat z.B. ein Notar, was durchaus vorkommt, eine Formulierung bei der Beurkundung gewählt, die anschließend bei der Erbscheinserteilung Schwierigkeiten für den einen oder anderen Beteiligten mit sich bringen wird, kann nicht ausgeschlossen werden, dass der Notar, der den Erbscheinsantrag stellt, seinen eigenen Fehler entsprechend „ausmerzt“ und eine entsprechende Auslegung, die aber ggf. nicht mehr objektiv und neutral sein kann, vornehmen wird.

Auch aus diesem Grund und nicht zuletzt im Interesse des Erblasserwillens müssen Mitwirkung bei der Beurkundung des Testaments und Entscheidung über den Antrag auf Erteilung des Erbscheins stets auseinander fallen.
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3. Übertragung des Erbscheinsverfahrens auf die Notare

Zu den gestellten Fragen im Zwischenbericht (Blatt 74-77):

1 a):
Handhabung: gesonderte Eröffnung, da ES-Antrag mit eidesstattlicher Versicherung und in der Regel nicht alle Beteiligte anwesend!

1 b):
75 – 80 % zu Protokoll des NLG  (siehe auch Bl. 51 des Zwischenberichts)

1 c): 
20 – 25 % notariell beurkundet 
2. Verweisung an Notar:
Hinweis an Ast, dass auch Beurkundung durch Notar möglich, gerade wenn rechtliche Beratung gewollt ist.
Keine ausdrückliche Verweisung auf Antragsaufnahme durch Notar.
Zum Teil wollen die Beteiligten auch ausdrücklich nicht zum Notar!
Notare schicken Antragsteller oft bei komplexen Sachen zum Nachlassgericht!!

3. Absehen von der Abnahme einer eidesstattlichen Versicherung hinsichtlich der Angaben der Antragsteller: unter 1 %
Der Rechtspfleger ist auf den Vortrag „richtiger“ Angaben angewiesen (also ein sorgfältiges glaubwürdiges Vorbringen)! 
Um den Antragstellern diese Problematik zu verdeutlichen bzw. zu unterstreichen, wird nicht auf die eidesstattliche Versicherung hinsichtlich der Angaben verzichtet.


4. Anteile eV’s Gericht/Notar: siehe 1 b) + 1 c) 


5. Termin zur mündlichen Erörterung
Entfällt bei gesetzlicher Erbfolge
Richter= 0


6. PKH im ES-Verfahren:
unter 1 %
 Anmerkung: 
- soweit der Nachlass überschuldet ist, dürfte vom NLG doch die Möglichkeit der Erbausschlagung nahe gelegt werden (soweit der Erklärende vorträgt, er könne die Kosten nicht zahlen: Bitte von der Kostenerhebung abzusehen § 10 KostVerf)
- soweit positiver Nachlass vorhanden ist: keine Vorschusspflicht, Kosten werden erst nach ES-Erteilung erhoben


7. Beweisaufnahme:
eher in Nachlasssachen mit testamentarischer Erbfolge 
Richter = unter 1 %, nur Strengbeweis
Verhängung von Ordnungs- und Zwangsmitteln = 0
PKH = 0
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8. Anteil Erbscheinsverfahren:
RPfl.= 30 - 35 % 
Richter = 80 % Erbschein / 20 % Testamentsvollstreckerzeugnis
Geschäftsstellen = 30 - 35 % 
(beim Verwahrgericht Hamburg-Mitte : nur ca. 15%)


9. Anteil Antragstellung/Abnahme der eV?
Das eine ist nicht vom anderen trennen (siehe auch vorstehend Ziffer 3.)


10. Beurkundungspflicht für Erbscheinsanträge:
Nein, vgl. jedoch Ziffer 3., es hat sich in der Praxis bewährt, Antrag und e.V. zusammen abzuhandeln. D.h., wenn der Antragsteller den Antrag durch den die e.V. abnehmenden Notar gleichzeitig mit aufnehmen lässt oder nach wie vor den Antrag zu Protokoll des Nachlassgerichts erklärt, dürfte eine Beurkundungspflicht nicht erforderlich sein. In diesen Fällen wird ja durch die entsprechenden Stellen auf einen ausführlichen Vortrag hingewirkt. Sollte aber in Zukunft die gängige Praxis so aussehen, dass der Antragsteller seinen selbst formulierten Antrag bei Gericht einreicht und dann gesondert die e.V. vor dem Notar abgibt, was zu erwarten ist, dürfte die Zahl der (umfangreichen) Zwischenverfügungen drastisch zunehmen, da die Erfahrung gezeigt hat, dass formlose Anträge zu fast 100 % nicht die erforderlichen bzw. falsche Angaben enthalten.


11. Höhere Qualität der ES-Anträge bei Beurkundungsverpflichtung:
Nein, im Übrigen s. Ziffer 10.


12. Nachteile durch Trennung Beurkundung/Entscheidung über ES-Antrag:
Diese Problematik besteht doch bereits jetzt, wenn Ast. einen ES-Antrag über einen Notar stellen. Durch eine ausschließliche Beurkundungszuständigkeit bei Notaren würde diese Problematik natürlich noch gesteigert.
Es besteht bei den Rechtspflegern der Eindruck, dass Beteiligte auch vom Notar an die Gerichte verwiesen werden, wenn die Verwandtschaftsverhältnisse unübersichtlich sind oder ein Testament nicht so eindeutige Angaben zur Erbfolge enthält und auch durch die Beteiligten nicht besonders erhellende Angaben zum Erblasserwillen vorgetragen werden (eine eigentlich gute Lösung, die aber auch gerichtliche Ressourcen bindet!).
Insbesondere privatschriftliche Testamente der Testatoren –ohne juristische Kenntnisse- enthalten natürlich Angaben, die nicht unbedingt eindeutige erbrechtliche Bestimmungen treffen. Gerade in diesen Fällen ist teilweise ein umfangreicher Vortrag zum Erblasserwillen erforderlich, der in der Regel nur von den Beteiligten selbst kommen kann.
Im Übrigen vgl. Ziffer 10.
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13. Das wird als sehr bürgerunfreundlich erachtet. Die Antragsteller müssten sich an zwei Stellen wenden. Es würde sich auf die Deckung der durch die Aufrechterhaltung des Nachlassgerichtes entstehenden Kosten auswirken. Der Rechtspfleger nimmt den Antrag auf, was bislang für den Bürger keine Kosten ausgelöst hat, der Notar nimmt die eidesstattliche Versicherung ab und lässt sich das vergüten. Der daraus entstehende Nachteil für das Nachlassgericht könnte nur durch Einführung einer Kostenpflicht bzgl. der Antragsaufnahme abgewendet werden, was dann wieder der Bürger zu tragen hätte.


14. Entlastung NLG durch Zi. 12 + 13?
Hinsichtlich einer Trennung Beurkundung/Entscheidung ES-Antrag würde die Arbeit verlagert, denn die Beteiligten müssten dann i. d. Regel schriftlich auf die Probleme hinsichtlich des Antrages und auf eine entsprechende geänderte Antragstellung hingewiesen werden bzw. es müsste ein ausdrücklicher weiterer Vortrag angefordert werden (juristische Laien vermögen nicht unbedingt die schriftlich mitgeteilten gerichtlichen Vorbehalte zum Antrag nachzuvollziehen). D.h., erst mal weniger Publikum, jedoch ist es vorstellbar, dass bei Zwischenverfügungen die Antragsteller doch noch mal beim Gericht erscheinen, um zu klären, nachzubessern.


15. Vorteile werden nicht gesehen.


16. Fachliche und organisatorische Eignung der Notare:
fachlich:
Erfahrungen aus der Praxis in der Vergangenheit:
- unvollständige Angaben (weggefallene Personen werden namentlich überhaupt nicht erwähnt und ob diese Kinder hinterlassen haben, Güterstandsangabe fehlt, etc.)
-  falsche Quoten (oftmals resultierend aus dem Außerachtlassen der Verwandtschaft über gemeinsame oder einzelne Elternteile (Halbgeschwister werden wie volle behandelt), bei Stämmen, die sich in unterschiedliche Beteiligtenzahlen aufgliedern, werden gleiche Quoten vergeben)
– fehlende Urkunden
– Umfang der e.V. unzureichend

soweit auch Entscheidung über den ES-Antrag durch die Notare: Notare werden dann sicherlich nur –aus ihrer Sicht- Erfolg versprechende Anträge beurkunden!

Organisatorisch:
wenn man davon ausgeht, dass die Notare z.Zt. ausgelastet sind (Aussagen Publikum), wird die Kapazität für die Aufnahme aller Erbscheinsanträge nicht vorhanden sein. Räumlichkeiten, ausreichend Personal für die Vorbesprechung mit dem Antragsteller, in welcher das Erbenbild dargestellt und herausgearbeitet wird, welche Urkunden (ggf. wie) zu beschaffen sind.

.../11

– 11 –

17. Anwalts-Notare und hauptberufliche Notare:
Ja. Die hauptberuflichen Notare zeichnen sich durch eine bessere Arbeitsqualität aus.


18. Örtliche Zuständigkeit bei Notar-Zuständigkeit:

a) nein, da Verwirrung bei den Beteiligten (Antragsteller, Rechtsuchende, Gläubiger) befürchtet wird. Es würde auch eine erhebliche Belastung für die Notarkammer als Auskunftgeber bedeuten. Das dafür erforderliche elektronische Register müsste ständig aktualisiert werden. Im schlimmsten Fall wenden sich mehrere Beteiligte in der selben Nachlassangelegenheit zeitgleich an verschiedenen Notare.

b) s. 18a). Wenige Notare würden es übersichtlicher machen, wie sollen diese jedoch die ganze mit dem gesamten Erbscheinsverfahren verbundene Arbeit bewältigen?

c) keine sinnvollen Möglichkeiten


19. Wie auch immer gelöst, erscheint es bürgerunfreundlich, um das unter Ziffer 16. dargestellte Kapazitätsproblem zu lösen, wären mehr Notare erforderlich, was es jedoch nur noch unübersichtlicher macht.


20. Probleme hinsichtlich „justizförmige Verfahren“?
a) ja

b) ja. Liegen Erfahrungen der Notare in der Zeugenvernehmung vor?
    Des Weiteren dürfte es problematisch werden, wenn der Notar, welcher ein 
    „unklares“ Testament beurkundet hat, auch für das Erbscheinsverfahren   zuständig ist. Soll er sich selbst anhören?

c) nicht, wenn diese Summen aus dem auf Seite 65 beschriebenen Fond geleistet würden.


21. Problemlösungen: keine sinnvollen



22. Vorteil für den Bürger:
Es gibt sicherlich einige Bürger, die „ihren“ Notar haben. Diese haben sich bisher auch schon immer sogleich an den Notar gewandt.
Die meisten Bürger haben nach dem aus der Praxis vermittelten Eindruck aber auch Vorbehalte und wenden sich lieber direkt an ein Gericht bzw. das NLG.
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23. Sonstige Probleme:
I. Der Notar muss die Antragsteller, die (aus welchen Gründen auch immer) nicht in der Lage sind, Urkunden zu beschaffen oder genaue Auskünfte zu erteilen, unterstützen, § 12 FGG, oftmals umfangreich in der Ermittlung. Ob er dazu zeitlich  und organisatorisch (Umfang des Geschäftsbetriebes) in der Lage ist, wird bezweifelt. 

II. Problematisch bei gewillkürter Erbfolge wird es, wenn der Notar,  welcher das Testament/den Erbvertrag beurkundet hat, auch für das Nachlassverfahren zuständig ist, möglicher Interessenskonflikt / Befangenheit / Vorbefassen (z.B. wenn das T. unklar ist, was leider ab und an vorkommt). In einem solchen Fall müsste die Regelung durch eine Ersatz-Zuständigkeit erfolgen, was die in Ziffer 18. beschriebene Problematik verstärkt.

III. auf die Zuständigkeit bzgl. der Aufnahme der Ausschlagungs- bzw.  
      Anfechtungserklärungen wird in dem Bericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe  nicht eingegangen. Dieser Bereich ist jedoch gerade in Bezug auf das  Erbscheinsverfahren sehr wichtig. Bei einer Übertragung des Erbscheinsverfahrens  auf die Notare muss auch eine Übertragung der Ausschlagungserklärungen  erfolgen. Andernfalls dürfte oftmals eine Unsicherheit bei der Erteilung eines  Erbscheins bestehen. 
         
 IV.- Auch nicht beachtet werden die Folgegeschäfte, Gläubigeranfragen etc., eine nicht zu unterschätzende Masse. Wer ist Ansprechpartner für den                     Rechtsverkehr, gerade im Hinblick auf das zu 23. III gesagte? Wenn sich nicht  alle nachlassrechtlichen Angelegenheiten in einer Hand befinden, muss der Anfragende mehrere Stellen anschreiben und erhält evtl. sogar widersprüchliche Angaben.

 V. zu befürchten ist, dass, falls eine Kostendeckung (nach KostO abgerechnet) nicht oder nur unzureichend erfolgt, eine Erhöhung der Gebühren gefordert wird, welche nachteilig für den Bürger wäre und bestimmt nicht auf dessen Verständnis  stoßen wird.
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4. Übertragung der Zuständigkeit für die Erteilung von 

    Testamentsvollstreckerzeugnissen auf die Notare

Zu den gestellten Fragen im Zwischenbericht (Blatt 84):

1. Nein.

Der Anteil der Gesamtbelastung der Nachlassgerichte durch TV-Zeugnisse beträgt ganz grob geschätzt ca. 3 % und fällt somit nicht nennenswert ins Gewicht.

2. Nein

Grundsätzlich gilt das für das Erbscheinsverfahren Gesagte.

Allerdings unterscheidet sich die momentane Praxis hinsichtlich der Anzahl der bei Gericht gestellten Anträge (nebst eV). Da als Testamentsvollstrecker häufig Notare oder Rechtsanwälte bestellt werden, ist hier die „Schwellenangst“ nicht vorhanden und man lässt den Antrag bei einem „Kollegen“ beurkunden.

Wieder grob geschätzt werden nur ca. 10 % der Anträge (nebst eV) von dem Rechtspfleger des Nachlassgerichts aufgenommen.

Ist als Testamentvollstrecker allerdings ein Familienmitglied oder Freund/Bekannter benannt, wird der Antrag (nebst EV) meist gestellt, wenn derjenige sowieso beim Nachlassgericht ist, um das Testament abzugeben und die Eröffnung zu beantragen.

Da es sich bei der Erteilung von Testamentsvollstreckerzeugnissen und der Entscheidung über die Entlassung von Testamentsvollstreckern um ein vorwiegend richterliches Verfahren handelt, wird hier von den Rechtspflegern nicht weiter  vorgetragen, sondern auf die (hoffentlich) von richterlicher Seite abgegebene Stellungnahme verwiesen.
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5. Übertragung der Zuständigkeit für die Bestellung von Nachlasspflegern und 

    Nachlassverwaltern auf die Notare

Zu den gestellten Fragen im Zwischenbericht (Blatt 92):
1. Zu unterscheiden ist zwischen dem eigentlichen Bestellungsvorgang und den Vorermittlungen und Prüfungen, ob Sicherungsmaßnahmen gem. § 1960 BGB erforderlich sind. Diese Prüfungen haben gem. § 12 FGG von Amts wegen zu  erfolgen. Die Vorprüfung kann zur Einrichtung einer Nachlasspflegschaft oder –verwaltung, anderen Sicherungsmaßnahmen oder dem Verzicht auf weitere gerichtliche Tätigkeiten führen. 

Die eigentliche Bestellung eines Nachlasspflegers nimmt wenige Minuten in Anspruch. Für die erforderlichen Vorprüfungen ist ein Zeitaufwand von insgesamt 7,5 % je Vollzeitrechtspfleger zu veranschlagen. Dies beinhaltet Telefonate mit Angehörigen, Betreuern, Krankenhäusern, Bankenabfragen und Studium der Betreuungsakten. Die Vorermittlungen führen in ca. 1/3 der Fälle zu einer Einrichtung einer Nachlasspflegschaft.

2. Zu den unter 1. genannten Zeiten käme für die nachfolgenden Tätigkeiten ein Zeitaufwand von 17,5% je Vollzeitrechtspfleger hinzu. Nicht erfasst ist hier der Zeitaufwand für die Vorprüfung von Erbscheinsantragsentwürfen, die zwar zum Teil von den Nachlasspflegern vorgelegt werden, aber eher dem Erbscheinsverfahren zuzurechnen sind. 

3. Die isolierte Übertragung der Bestellung und Überwachung von Nachlasspflegern und –verwaltern führt, wie den Zahlen unter 2 entnommen werden kann, zu einer zeitlichen Entlastung der Nachlassgerichte. Solange der restliche Prüfungsumfang des § 1960 BGB, also die Vorermittlungen, ob eine Nachlasspflegschaft eingerichtet wird oder sonstige im Rahmen des § 1960 BGB zu treffende Maßnahmen, wie z. B. Wohnungsfreigaben, nicht auf die Notare übertragen wird, verbleibt mit 7,5 % der Tätigkeit eine erhebliche zeitliche Belastung bei den Nachlassgerichten, ohne dass ihr entsprechende Gebühreneinnahmen gegenüber stünden. Das „Vorprüfungsverfahren“ ist gebührenfrei. 

Sollte die gesamte Zuständigkeit für den von Amts wegen zu prüfenden § 1960 BGB auf die Notare übertragen werden, müssten für die Gerichte neue Mitteilungs- und Informationspflichten geschaffen werden. Vielfach ergibt sich die Einrichtung einer Nachlasspflegschaft oder zumindest die Prüfung, ob eine Einrichtung erfolgen soll, aus sonstigen Tätigkeiten, z. B.  Beurkundung von Erbscheinsanträgen (Teilnachlasspflegschaft) oder der Aufnahme der Ausschlagungserklärung. Hierüber müssten die für die Einrichtung der Nachlasspflegschaft zuständigen Notare in jedem Einzelfall informiert werden. Dies würde zu einer zusätzlichen –neuen- Belastung des Nachlassgerichts führen. 
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4. Weitere Probleme bei der Aufgabenübertragung 

4.1. Übertragung von Einzeltätigkeiten

Wenig sinnvoll erscheint im Zusammenhang mit der Einleitung von Nachlasspflegschaften die Übertragung von einzelnen Tätigkeiten auf unterschiedliche Stellen. Die Bearbeitung des gesamten Nachlassverfahrens in einer Hand gewährleistet zurzeit, dass auch für die von Amts wegen einzuleitenden Verfahren die notwendigen Informationen vorliegen. Diese ergeben sich entweder aus den Informationen von z.B. Krankenhäusern, Gläubigern oder Banken über vorhandene Guthaben. Sie ergeben sich häufig auch aus  eigenen Tätigkeiten des Nachlassgerichts. Dies ist z. B. bei der Aufnahme von Ausschlagungserklärungen der Fall. Im Gegensatz zum Notar hat das Nachlassgericht die Ausschlagungserklärungen nicht nur zu beglaubigen, sondern nimmt gem. § 1945 BGB die gesamte Ausschlagungserklärung auf. Der Ausschlagungstermin dient infolge dessen in Hamburg dazu, mit den Familienangehörigen die Nachlassangelegenheiten zu erörtern und etwaige Fürsorgebedürfnisse zu ermitteln. Auch aus der Beurkundung von Erbscheinsanträgen ergibt sich teilweise das Erfordernis einer Nachlasspflegschaft. 

Die isolierte Übertragung von Nachlasspflegschaften auf die Notare würde zu zusätzlichen Informationspflichten und –notwendigkeiten führen und damit Synergieeffekte aufheben. 

Hieraus ergibt sich, dass umgekehrt bei eine etwaigen Übertragung von anderen Tätigkeiten auf Notare es nicht sinnvoll ist, allein die Nachlasspflegschaft oder die Prüfungspflichten des § 1960 BGB bei den Nachlassgerichten zu belassen. Diese Tätigkeiten sollten in Zusammenhang mit den sonstigen Nachlassangelegenheiten ausgeübt werden.

4.2. Zuständigkeit

Keine Schwierigkeiten hinsichtlich der Zuständigkeit werden für den Fall gesehen, dass anstelle des Nachlassgerichts ein bestimmter von vornherein feststehender Notar für alle in Frage kommenden Nachlassverfahren tätig wird ( Notar XY als Nachlassgericht). 

Eine Teilübertragung von einzelnen Tätigkeiten auf eine Gruppe von Notaren, deren Zuständigkeit im Einzelfall zu bestimmen ist, erscheint problematisch. Für den Bürger fehlen konkrete Ansprechpartner, für die Bearbeitung der Sachen klare Verantwortlichkeiten. Gerade bei den von Amts wegen einzuleitenden Verfahren der Nachlasspflegschaft, erscheint es ausgeschlossen, dass die Zuständigkeit nicht im Vorfeld feststeht. Die Tätigkeiten des § 12 FGG insbesondere die Ermittlungstätigkeiten, werden aufgrund einer bestehenden Zuständigkeit aufgenommen. 
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4.3. Art. 33 IV Grundgesetz

Bei der Bestellung von Nachlasspflegern durch Notare bestehen Bedenken im Hinblick auf Art. 33 IV GG. Zwar handelt es sich bei der Bestellung eines Nachlasspflegers um keinen unmittelbaren Eingriff in die Rechte von Bürgern. Allerdings werden mit der Bestellung zusätzliche Befugnisse der Nachlasspfleger geschaffen, die im Anschluss neben den unbekannten Erben wirksam für den Nachlass handeln. Faktisch wird den Erben die Handlungsmöglichkeit auf Zeit entzogen. Dies stellt eine Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse dar. 

4.4. Mittellose Nachlässe

Regelungsbedarf wird für den Fall eine Aufgabenübertragung auf den Notar für mittellose Nachlässe gesehen. Bisher werden die Gerichtskosten in diesen Fällen nicht erhoben und etwaige Nachlasspfleger aus der Staatskasse vergütet. 

5. Zusammenfassung

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine isolierte Übertragung der Tätigkeiten des §§ 1960, 1961 und 1975 BGB auf die Notare nicht sachgerecht ist. Gerade bei der Einrichtung von Nachlasspflegschaften wird auf eine Vielzahl von Informationen zurückgegriffen, die sich aus der Gesamtschau der Verfahren ergibt. 
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6. Aufnahme von Nachlassverzeichnissen durch die Notare

Nach Auffassung der Hamburgischen Rechtspfleger spricht grundsätzlich nichts gegen eine isolierte Übertragung der Aufnahme eines Nachlassverzeichnisses 
(§§ 2002 ff. BGB) auf die Notare, soweit gewährleistet ist, dass eine beglaubigte Abschrift oder Ausfertigung des Nachlassverzeichnisses zur Nachlassakte gelangt, damit das Nachlassgericht von der Existenz eines bereits errichteten Nachlassverzeichnisses Kenntnis hat. 

Hiervon zu unterscheiden ist jedoch das Verfahren auf Fristsetzung nach §§ 1993 ff. BGB. Dieses Verfahren stellt ein gerichtliches Beschluss-Verfahren dar, welches mit Rechtsbehelf angegriffen werden kann. Eine Entscheidung über einen Antrag nach § 1993 BGB ist ohne Nachlassakte kaum möglich, da sich aus der Nachlassakte u.a. Informationen darüber ergeben, wer Erbe geworden und wer die Erbschaft ausgeschlagen hat. Eine Frist zur Inventarerrichtung kann nur einem Erben oder Miterben gesetzt werden.

Zu den Gründen :

1. Die Anzahl der Verfahren auf Inventarerrichtung ist verschwindend gering (< 1%). Da die FHH von der Möglichkeit des Art. 148 EGBGB mit § 78 Abs. 2 HmbAGBGB Gebrauch gemacht hat, sind die hamburgischen Nachlassgerichte im Verfahren zur Fristsetzung nach §§ 1994 ff. BGB zur Aufnahme eines Inventars nach § 2003 BGB selbst nicht befugt und haben diese Verfahren schon jetzt auf einen Gerichtsvollzieher oder einen Notar zu übertragen. 

2. Die Haftungsbeschränkung durch die fristgerechte Inventar-Errichtung wirkt nur inter partes, so dass das eigentliche Verfahren sich nicht unbedingt aus der Nachlassakte (VI) ergeben muss. Hingegen kann ein Erbe oder Miterbe nach § 2004 BGB auf ein bestehendes Nachlassverzeichnis Bezug nehmen, so dass das Nachlassgericht, bei welchem sich die Nachlassakte befindet, Kenntnis von der Existenz eines solchen Nachlassverzeichnisses haben muss.

Zu den gestellten Fragen im Zwischenbericht (Blatt 95):

zu 1. :

Nein – Aufgrund § 78 Abs. 2 HmbAGBGB darf das Hamburgische Nachlassgericht das Nachlassverzeichnis nicht selbst aufnehmen sondern hat diesen Teil des Verfahrens zur Inventarerrichtung auf einen Gerichtsvollzieher oder einen Notar zu übertragen. 

zu 2. :

Entfällt teilweise. Es ist zwischen dem Verfahren zur Fristsetzung (§§ 1994 ff. BGB) und der tatsächlichen Aufnahme des Nachlass-Inventars (§§ 2002 ff. BGB) zu unterscheiden. Die Verfahren zur Fristsetzung nach §§ 1994 ff. BGB enden nach hiesiger Schätzung in ca. 80-90% aller Fälle fruchtlos – d.h., es wird seitens der Erben innerhalb der gesetzten Frist in der absoluten Mehrheit der (wenigen vorkommenden) Fälle keine Inventar-Errichtung beantragt, so dass die Haftungsbeschränkungsmöglichkeit des Erben gegenüber dem antragstellenden Gläubiger erlischt, § 1994 Abs. 1 S. 2 BGB.
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zu 3. und 4. :

Es spricht nach hiesiger Auffassung nichts dagegen, die Inventar-Aufnahme nach §§ 2002 ff. BGB allein auf den Notar zu übertragen. Der Notar ist mit der Erstellung von Verzeichnissen aller Art aus anderen dem Notar bereits übertragenen Verfahren gut vertraut (z.B. Eheverträge- Bestandsaufnahmen, gesellschaftsrechtliche Vermögensaufstellungen; Nachlassverzeichnisse etc.). Anders sieht es jedoch beim Verfahren zur Fristsetzung nach §§ 1993 ff. BGB aus : Ohne Nachlass-Akte kann ein Notar nicht entscheiden, ob derjenige, dem eine Frist gesetzt werden soll, überhaupt zum Kreise der Erben gehört. Das gerichtliche Beschlussverfahren ist dem Notariatswesen dem Grunde nach eher fremd, so dass dieser Teil bei den Nachlassgerichten, bei welchen sich auch die Nachlassakten befinden, verbleiben sollte, wenn nicht das gesamte Nachlassverfahren den Notaren übertragen wird, so dass sich die Nachlassakten dort befinden.
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7. Konzentration der Zuständigkeit für die Nachlassauseinandersetzung bei 
    den Notaren :

Nach Auffassung der Hamburgischen Rechtspfleger spricht grundsätzlich nichts gegen eine isolierte Übertragung der Verfahren der Nachlassauseinandersetzung  nach §§ 86 ff. FGG auf die Notare. Diese in relativ geringer Anzahl (< 1% aller Fälle) vorkommenden (jedoch in der Regel streitbefangenen) Verfahren sind materiellrechtlicher Natur und der Rechtsfindung des Nachlassgerichts (Erbenermittlung, Erbscheinsverfahren) zeitlich nachgeschaltet und dem Nachlassgericht, dessen eigentliche Aufgabe eher in der Rechtsfindung und weniger in der Mitwirkung bei der praktischen materiellen Teilung der Nachlass-Masse gesehen wird, eher fremd als vertraut. 
Zu den Gründen: Das Auseinandersetzungsverfahren ist rein materiellrechtlicher Natur und den Notaren durch ihre übrigen Tätigkeiten absolut vertraut. Sehr oft befindet sich in den wenigen streitigen Verfahren Grund- oder Firmeneigentum, so dass ein Auseinandersetzungsvertrag aufgrund der Formvorschriften des Grundbuchs- oder Handelsregisterrechts ohnehin grundsätzlich notariell beurkundet werden muss. Die Notare werden somit bereits jetzt in den meisten Fällen als Vermittler und Berater (zumindest in überwiegend unstreitigen Auseinandersetzungs​angelegenheiten) herangezogen. Ihre unparteiische Beratung bei diesen Verfahren, die aus ihrer Erfahrung mit diesem Themengebiet aus anderen Verfahren der (streitigen wie unstreitigen) Erbauseinandersetzung entspringt,  erscheint besonders geeignet, eine bestehende Konfliktsituation zu entschärfen und eine einvernehmliche Lösung in Form von sogleich im Termin beurkundeten Erbauseinandersetzungsverträgen herbeizuführen. Das Nachlassgericht verfügt nicht über diesen Erfahrungsschatz mit Erbauseinandersetzungsverfahren, da die Verfahren nach §§ 86 ff. FGG hierfür einfach zu selten vorkommen und aufgrund der materiellrechtlichen Natur, die nicht mit der rechtsfindenden Natur der sonstigen Tätigkeit des Nachlassgerichts verwandt ist, eher unbeliebt sind.

Zu den gestellten Fragen im Zwischenbericht (Blatt 97/98):

zu 1.:

Auf Antrag eines Antragsberechtigten sind die Nachlassgericht in Hamburg verpflichtet, ein Verfahren nach §§ 86 ff. FGG durchzuführen (da die FHH von der Möglichkeit des § 193 FGG keinen Gebaruch gemacht hat). Aufgrund der Unbeliebtheit der Verfahren wird in der Praxis auf diese Möglichkeit jedoch in der Regel nicht hingewiesen und es wird in der Praxis zumeist versucht, diese Verfahren nach Möglichkeit auf ein notarielles Erbauseinandersetzungs-Verfahren mit Beurkundung eines Erbauseinandersetzungsvertrags „umzulenken“.

zu 2.:

Die wenigen vorkommenden Verfahren (< 1%) sind zumeist streitbefangen (Miterben, die kaum miteinander normal kommunizieren) und daher äußerst zeit- und arbeitsintensiv; es kann jedoch nicht genau bestimmt werden, wie viel Personaleinsatz die Durchführung von Nachlassauseinandersetzungen nach §§ 86 ff. FGG beansprucht. In Anbetracht der Seltenheit dürften die Zahlen trotz des hohen Zeitaufwands der vorkommenden Fälle in allen Laufbahnen jeweils < 1% liegen.
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zu 3. und 4.: siehe oben – es bestehen keine Bedenken, diese Verfahren auf die Notare zu übertragen – im Gegenteil: Die nachlassgerichtliche Praxis würde eine Übertragung aus den vorgenannten Gründen begrüßen und befürworten, um sich ihren gerichtlichen Kernaufgaben der Rechtsfindung widmen zu können. 
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8. Verlagerung der Hauptkartei für Testamente bei dem Amtsgericht 

    Schöneberg auf die Bundesnotarkammer

Sollte das Verfahren zur Verwahrung von Testamenten auf die Notare übertragen werden, so erscheint die Verlagerung der Testamentszentralkartei auf die Bundesnotarkammer eine logische und konsequente Folge hieraus. Einerseits scheint die Bundesnotarkammer den Notaren näher zu stehen, als das AG Schöneberg; andererseits kann es aus fiskalischer Kostensicht wohl nicht angehen, wenn der gewinnbringende Teil der amtlichen Verwahrung von letztwilligen Verfügungen aus dem gerichtlichen Bereich ausgesondert wird und zugleich der arbeits- und kostenträchtige Bereich (Einnahmen: null !) der notwendigen Benachrichtigungen jedoch im gerichtlichen Bereich (hier des Landes Berlin) verbleibt. 

Ansonsten dürften sich aus einer Verlagerung der Hauptkartei für Testamente auf die Bundesnotarkammer keine unmittelbaren Vorteile für die Rechtssuchenden ergeben (vgl. auch S. 102 d) aa) des Zwischenberichts). Warum sollte die Bundesnotarkammer effizienter arbeiten können, als ein gut geführtes AG Schöneberg?

Es ist auch nicht verständlich, warum ein zentrales Testamentsregister bei der Notarkammer eingeführt werden sollte, das zusammen mit der Hauptkartei die Funktion der Geburtsstandesämter übernehmen soll, leichter „erreichbar“ sein soll für den „Rechtssuchenden“. 

Warum sollte die Vielzahl der dorthin aus unterschiedlichen Bereichen gerichtlich zu meldenden Daten außerhalb der hoheitlichen Gerichte gespeichert werden?

Ob es nicht sinnvoll wäre, grundsätzlich eine zentrale Testamentskartei zu schaffen (wie im europäischen Ausland üblich), wäre eine Überlegung wert. Voraussetzung wäre allerdings aus Gründen der Rechtssicherheit die Ansiedlung bei einem Gericht (Schöneberg?).

Damit das Land Berlin nicht allein die Kosten für die Testamentshauptkartei tragen muss, könnte überlegt werden, ob sich die anderen Länder daran nicht beteiligen.

Das Argument, der Bundesnotarkammer könnten die Kosten für die Registerführung nicht aufgebürdet werden, vielmehr sollten die Länder einen Bruchteil ihrer Einnahmen dazugeben, erscheint widersinnig, denn ein Einspareffekt zugunsten der Justiz tritt damit gerade nicht ein.
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9. Übertragung zusammenhängender nachlassgerichtlicher Aufgaben

Das Nachlassverfahren (NV) ist mit der derzeitigen Zuständigkeitsregelung sachdienlich geregelt und funktioniert nahezu reibungslos.

Das Nachlassverfahren ist im Justizbereich eines der wenigen, wenn nicht das einzige Verfahren, das kostendeckend arbeitet, bzw. sogar Überschüsse erwirtschaftet, vergl. die hierzu genannten Zahlen der vorliegenden Stellungnahme. 
Es gibt von daher aus fiskalischer Sicht keinen Grund, diese Verfahren abzugeben.

Das NV in seiner derzeitigen Fassung ist bürgerfreundlich: Der Bürger kann sich eine ihm genehme Zeit zum Besuch des Gerichtes aussuchen; Er muss sich nicht vorab telefonisch einen Termin holen und entsprechende Wartezeiten in Kauf nehmen;
der Bürger kann zu einer Zeit, zu der er sich z.B. am Ort des NL-Gerichtes befindet, zum Gericht gehen und muss nicht befürchten, wegen Urlaubszeiten, Brückentagen o.ä. vor verschlossenen Türen zu stehen; das Gericht ist an Werktagen durchgehend besetzt.
(  Erfahrungen der Praxis zeigen, dass der durchschnittliche Bürger lieber zu einem Gericht als zu einem Notar geht, da er bei Letzterem „Schwellenangst“ empfindet („nobel“, „teuer“, elitär“ „- und das muss ich alles bezahlen…“)

Der Gang zu einem Notar ist traditionell nur einer gewissen wohlhabenden Schicht vertraut. Nach Erfahrungen der Praxis werden z.B. Ausschlagungserklärungen fast überwiegend vor dem Nachlassgericht abgegeben, obwohl durch entsprechende Belehrung Kenntnis darüber besteht, dass man ebenso zu einem Notar hätte gehen können.



Der Gesetzgeber erklärt die sog. „Vorbefassung“ des Notars ausdrücklich für unzulässig. Doch in Fällen, in denen ein Notar das Testament ehemals formuliert und beurkundet hat, wäre er bei einer späteren Eröffnung und einem sich anschließenden Erbscheinsverfahren vorbefasst. 
Eine neutrale und objektive Betrachtung des Testaments, wie es durch ein unabhängiges Gericht stets gewährleistet ist, dürfte bei dieser Konstellation gefährdet sein. Würde aus Gründen der Vorbefassung nun ein anderer Notar tätig sein müssen, so wäre für jedes einzelne Testament zu prüfen, wer nun anschließend tätig sein darf. Bei mehreren Testamenten, von verschiedenen Notaren beurkundet, ist Verwirrung und Unsicherheit bei der Zuständigkeit zwangsläufig zu erwarten. Wer haftet für die Pannen? All dies ist dem Bürger nicht zuzumuten.

(       Es muss weiterhin gewährleistet sein, dass Rechtsberatung und Entscheidung über Erbscheinsanträge nicht von derselben Person durchgeführt werden.
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Schließlich kommt auch eine räumliche Trennung der Testamentsakten (IV) von den Nachlassakten (VI) aus praktischer Sicht nicht in Betracht: Für die Verfahren der Erbausschlagungen, Erteilung von Erbscheinen und Testamentsvollstrecker​zeugnissen, Verfahren zur Einrichtung von Nachlasspflegschaften und Verfahren zur Inventarerrichtung (allesamt VI) ist unbedingt die Vorlage der etwa vorhandenen Testamentsakte (IV) erforderlich. Gerade die Verfahren zur Einrichtung einer Nachlasspflegschaft sind in aller Regel besonders eilbedürftig, so dass eine Verzögerung durch die nachlassgerichtliche Anforderung der Testaments- oder (übrigen VIer-Nachlassakten) beim Notar aus praktischer Sicht unzumutbar erscheint.
( Insbesondere kann man die Anfrage (z.B. eines Nachlassgläubigers), wer 
     nach Aktenlage Erbe geworden ist, nur bei Vorliegen aller 
     Nachlassvorgänge einheitlich an einer Stelle  beantworten (hierzu müssen 

     Testamentsvorgänge, Ausschlagungserklärungen und Erbscheinsakten 

     vorliegen).
Zu den gestellten Fragen im Zwischenbericht (Blatt 109):

1. Die Vorschläge werden aus den o.g. Gründen allesamt abgelehnt.

2. Wir nehmen auf die obigen Gründe sowie auf die einzelnen Themengebiete dieser 

    Stellungnahme Bezug.

3. Wir nehmen auf die Punkte 6. und 7. dieser Stellungnahme Bezug. Lediglich die Übertragung dieser – rein formalen oder materiellrechtlichen - Randgebiete der nachlassgerichtlichen Tätigkeit, deren Charakter dem Notariatswesen eher verbunden erscheinen, als dem Nachlassgericht, könnten nach hiesiger Auffassung problemlos auf die Notare übertragen werden. Eine weitere Übertragung lässt eine Qualitätsminderung befürchten.

4. Zur Vermeidung und Zersplitterung der Verfahrensabläufe und Verwirrung bei Bürgern und Gerichten sollte eine bundeseinheitliche Lösung angestrebt werden.
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10. Fragen, die im Zwischenbericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe nicht 

      problematisiert werden, die sich aber durch die geplante Übertragung 
      unweigerlich ergeben werden :
1. Derzeit in amtlicher Verwahrung befindliche Testamente und Nachlassakten :

Bei den Hamburger Nachlassgerichten lagern über 1 Million Karteikarten über Nachlassvorgänge. Außerdem befinden sich dort alle Testamente und Erbscheine seit Bestehen der Gerichte.

Bei jedem Neueingang ist als Erstes zu prüfen, ob bereits ein Nachlassvorgang vorhanden ist. Kann ein bestehender Vorgang ermittelt werden, so ist der Eingang zur Vorakte zu nehmen, ansonsten ist ein neuer Vorgang anzulegen.
Fragen, sie sich hieraus ergeben :

- Da ein Nachlassgericht oder Nachlass-Notariat diese Daten benötigt / benötigen 

   würde: Sollen alle Karteikarten und Akten an die Notare übergeben werden ?

- Welche der 74 Hamburgischen Notariate sollen zuständig sein ?

- Wenn keine Abgabe der Karteikarten und Akten und Testamente erfolgt, müsste ein zuständiges Notariat bei Neueingang beim Nachlassgericht nachfragen, ob dort ein Vorgang besteht und sich den Vorgang gegebenenfalls übersenden lassen, was Kosten in der Justiz verursacht, ohne Einnahmen zu bringen. 

Das kostet Zeit und: wer trägt diese Kosten ?
2. Erbausschlagungen :
- Wer soll bei Übertragung einzelner Verfahren für die Beurkundung und Entgegennahme von Ausschlagungs- und Anfechtungserklärungen zuständig sein ?

Die Entgegennahme von Ausschlagungserklärungen und die hiermit im Zusammenhang stehenden Ermittlungen und Benachrichtigungen derjenigen Personen, die aufgrund der Ausschlagungserklärung nunmehr als Erben berufen sind, etc. binden ca. 30% der Arbeitstätigkeit der Rechtspfleger (und einen Teil der Arbeitskraft der Einheitssachbearbeiter als Schreibkräfte), ohne dass hierfür auch nur annähernd – diese Tätigkeit deckende –Gebühreneinnahmen  zu verzeichnen sind (ca. 95% der Ausschlagungserklärungen sind aufgrund Überschuldung des Nachlasses nach der Mindestgebühr abzurechnen, so dass für die Entgegennahme einer Ausschlagungserklärung 10,- € zu zahlen sind (gegebenenfalls nebst weiteren 10,- € für die Beurkundung der Erklärung)). Diese Abweichung zwischen Arbeitsaufwand und Einnahmen dürfte den Notaren nicht zusagen.
Auf die Zuständigkeit bzgl. der Aufnahme der Ausschlagungs- bzw. Anfechtungserklärungen wird in dem Bericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe  nicht eingegangen. 
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Die Frage der Annahme und Ausschlagung einer Erbschaft ist jedoch gerade in Bezug auf das  Erbscheinsverfahren sehr wichtig und die einzelnen VIer-Verfahren sind in engem Zusammenhang zu sehen, so dass eine räumliche Trennung aus verfahrensrechtlicher Sicht nicht in Betracht kommt. 

Bei einer Übertragung des Erbscheinsverfahrens  auf die Notare müsste somit auch eine Übertragung der Ausschlagungserklärungen  auf die Notare erfolgen. Andernfalls dürfte oftmals eine Unsicherheit bei der Erteilung eines  Erbscheins bestehen (Erbschafts-Annahme).
3. Gläubigeranfragen und andere Rand-Verfahren des Nachlassgerichts :
Auch auf diese Verfahren wird im Zwischenbericht nicht eingegangen.

Diese Randgebiete binden ca. 5% der Arbeitstätigkeit der Rechtspfleger und einen höheren Anteil der Arbeitstätigkeit der Einheitssachbearbeiter (Schreibtätigkeit) ohne jegliche Einnahmen. Da solche Anfragen nach Erben und Vorhandensein von Ausschlagungserklärungen – der Logik nach – nur von demjenigen beantwortet werden können, der alle Nachlassakten (Testaments-, Ausschlagungs- und Erbscheinsverfahren) vorliegen hat, müssten die Anfragen im Fall der Übertragung der Hauptverfahren auf die Notare auch an diese gerichtet und von diesen beantwortet werden.
